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Abschrift 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 29. Januar 1971 


An den Herrn 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 


Der Bundesrat hat in seiner 361. Sitzung am 29. Januar 1971 
beschlossen, zu dem vom Deutschen Bundestag am 9. Dezem- 
ber 1970 verabschiedeten 

Gesetz über Finanzhilfen des Bundes zur 
Verbesserung der Verkehrsverhältnisse der 
Gemeinden (Gemeindeverkehrs- 
finanzierungsgesetz — GVfG) 

— Drucksachen VI/1117, VI/1518 — 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen 
Gründen einberufen wird. 


Dr. Röder 

Vizepräsident 


Bonn, den 29. Januar 1971 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird auf Ihr Schreiben vom 22. Dezem- 
ber 1970 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 


Dr. Röder 

Vizepräsident 


Druck: Bonner Universitäts-Budidruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 
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Anlage 


Gründe für die Einberufung des Vermittlungsausschusses zum 
Gesetz über Finanzhilfen des Bundes zur Verbesserung der 
Verkehrs Verhältnisse der Gemeinden (Gemeindeverkehrs- 
finanzierungsgesetz — GVfG) 


1 . § 2 

a) In Nr. 1 ist der letzte Halbsatz von „soweit" bis 
„gefördert werden" zu streichen. 

Begründung 

Die Möglichkeit einer zusätzlichen Förderung 
nach dem Gesetz über die Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruk- 
tur" darf nicht ausgeschlossen werden, weil die 
kommunalen Baulastträger in zurückgebliebenen 
Gebieten und im Zonenrandgebiet auch hierauf 
als Spitzenfinanzierung mit angewiesen sind, 
wenn ihre Finanzkraft für den Eigenanteil nicht 
ausreicht. 

b) In Nr. 5 ist der letzte Halbsatz von Satz 1 von 
„und für" bis „Eisenbahnkreuzungsgesetz erhal- 
ten" zu streichen. 

Begründung 

Es würde in jedem Falle zu verwaltungsmäßigen 
Schwierigkeiten und zeitlichen Verzögerungen 
führen, wenn erst festgestellt werden müßte, ob 
ein Bundeszuschuß nach § 17 des Eisenbahnkreu- 
zungsgesetzes gewährt werden kann (vgl. hierzu 
Abschnitt V der Richtlinien des Bundesministers 
für Verkehr über das Verfahren nach dem EkrG 
bei Zuständigkeiten des BMV vom 2. April 1965 
— ■ VkBl. 1965 S. 267 — i. d. F. vom 31. Januar 
1968 — VkBl. 1968 S. 85). Eines förmlichen Aus- 
schlusses der Doppelförderung bedarf es nicht, 
weil der Bundesminister für Verkehr als Anord- 
nungsbehörde es in der Hand hat, einen Zuschuß 
nach § 17 Eisenbahnkreuzungsgesetz zu versagen, 
wenn eine Maßnahme bereits nach diesem Gesetz 
gefördert wird. 


2. § 3 

Nr. 3 ist wie folgt zu fassen: 

„3. die zuwendungsfähigen Kosten des Vorhabens 
mehr als 200 000 Deutsche Mark betragen, mit 
Ausnahme der Gehwege in Ortsdurchfahrten 
von Straßen, deren Fahrbahn nicht in der Bau- 
last einer Gemeinde steht, in Fällen des § 2 
Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a." 

Begründung 

Beim Um- oder Ausbau der Ortsdurchfahrten von 

Straßen überörtlicher Verkehrsbedeutung sind die 

Gemeinden in Fällen, in denen die Baulast für die 


Fahrbahn ein anderer trägt, häufig gezwungen, die 
in ihrer Baulast befindlichen Gehwege im Zusam- 
menhang mit Maßnahmen an der Fahrbahn entspre- 
chend herzurichten. Dabei können ihnen nur unter 
den in den Ortsdurchfahrten-Ricbtlinien des Bundes- 
ministers für Verkehr und in den gleichlautenden 
Richtlinien der Länder aufgeführten Voraussetzun- 
gen Kostenteile abgenommen werden. Diese Maß- 
nahmen fallen unter § 2 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a, 
überschreiten aber selten die Kostengrenze von 
200 000 Deutsche Mark, so daß eine Ausnahme inso- 
weit gerechtfertigt ist. 

3. § 9 

§ 9 ist zu streichen. 

Begründung 

Finanzhilfen im Rahmen des Artikel 104 a GG sind 
keine Zuwendungen im Sinne der Bundeshaushalts- 
ordnung, sondern verfassungsrechtlich besonders 
begründete Leistungen. Die Finanzhilfen nach Ar- 
tikel 104 a Abs. 4 GG wurden zusammen mit den Ge- 
meinschaftsaufgaben nach Artikel 91 a GG durch das 
Finanzreformgesetz vom 12. Mai 1969 (Bundesge- 
setzbl. I S. 359) eingeführt. Das Finanzreformgesetz 
verfolgt vorrangig den Zweck, die Abgrenzung der 
Aufgaben und der Finanzverantwortung zwischen 
dem Bund und den Ländern auf eine verfassungs- 
mäßige Grundlage zu stellen. Dem Grundsatz der 
Selbständigkeit der Haushaltswirtschaft der Länder 
würde es widersprechen, wenn Bundesorgane nicht 
auf freiwilliger Grundlage gewährte, sondern verfas- 
sungs- und gesetzmäßige Leistungen des Bundes an 
die Länder im einzelnen nachprüfen, ganz abgesehen 
von der hiermit verbundenen unvertretbaren Mehr- 
und Doppelarbeit. Im übrigen stellt das Haushalts- 
grundsätzegesetz vom 19. August 1969 (Bundesge- 
setzbl. I S. 1273) sicher, daß die Länder Zuwendun- 
gen nur unter den gleichen Voraussetzungen wie 
der Bund gewähren dürfen (vgl. §§ 14 und 26 des 
Haushaltsgrundsätzegesetzes) und daß eine Nach- 
prüfung durch den unabhängigen Rechnungshof 
eines Landes erfolgt (vgl. § 43 Abs. 1 Nr. 3 des Haus- 
haltsgrundsätzegesetzes). Das ist ausreichend, zumal 
der Landesrechnungshof die gesamte Haushalts- und 
Wirtschaftsführung des Landes zu prüfen hat (vgl. 
§ 42 Haushaltsgrundsätzegesetz) und diese Prüfung 
selbstredend mit umfaßt, daß sämtliche Bundeslei- 
stungen von seiten des Landes dem beabsichtigten 
Zweck zugeführt wurden. Dem Informationsbedürf- 
nis des Bundes wird hinreichend durch die Regelung 
des § 8 Abs. 1 entsprochen. Im übrigen wäre die 
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Vorschrift, falls die in der Begründung des Regie- 
rungsentwurfs vertretene Auffassung zuträfe, ent- 
behrlich. 

4. § 10 

§ 10 ist wie folgt zu fassen: 

»§ 10 

Zweckbindung und Verteilung der Mittel 

(1) Das Mehraufkommen an Mineralölsteuer, das 
sich aufgrund von Artikel 8 § 1 des Steueränderungs- 
gesetzes 1966 ergibt, und das Mehraufkommen an 
Mineralölsteuer in Höhe von 1 Pfennig je Liter Ver- 
gaserkraftstoff, das sich auf Grund der Erhöhung der 
Mineralölsteuer durch Artikel 4 Nr. 3 des Straßen- 
baufinanzierungsgesetzes vom 28. März 1960 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 201) ergibt, sind für Vorhaben zur 
Verbesserung der Verkehrsverhältnisse der Gemein- 
den nach Maßgabe dieses Gesetzes zu verwenden, 

(2) Von diesen Mitteln kann der Bundesminister 
für Verkehr einen Betrag von 0,25 vom Hundert, 
im Benehmen mit den Ländern bis zu 0,50 vom Hun- 
dert, für Forschungszwecke in Anspruch nehmen. 
Im übrigen entfallen: 

1, 60 vom Hundert auf Vorhaben nach § 2 Abs. 1 
Nr. 1 und 5 Satz 1, 

2. 40 vom Hundert auf Vorhaben nach § 2 Abs. 1 
Nr. 2 bis 4, Nr. 5 Satz 1 und § 11. 

Eine notwendige Veränderung oder Verlegung 
anderer Verkehrswege im Zusammenhang mit einem 
Vorhaben nach § 2 gilt dabei als Teil dieses Vor- 
habens.'' 

Begründung 

Nach dem Willen des Bundestages (vgl. Abschnitt B 
Nr. 3 des Schriftlichen Berichts des Ausschusses für 
Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen 
— BT-Drucksache VI/1518 — ) soll der sogenannte 
Gemeindepfennig, d. i. das Aufkommen aus dem 
Straßenbaufinanzierungsgesetz, soweit es sich aus 
der Anhebung des Steuersatzes für Vergaserkraft- 
stoff um einen weiteren Pfennig gegenüber der ur- 
sprünglich vom Finanzausschuß des Bundestages 
vorgeschlagenen Fassung ergibt, wieder im vollen 
Umfange seinem eigentlichen Bestimmungszweck 
zugeführt werden. Das kann eindeutig nur in der 
Weise festgelegt werden, daß der Gemeindepfennig 
in die Regelung dieses Gesetzes einbezogen und 
damit aus der ihn mitumfassenden Zweckbindung 
des Minderalölsteueraufkommens zu 50 v. H. für 
Zwecke des Straßenwesens durch Gesetz vom 
20. Dezember 1963 (Bundesgesetzbl. I S. 995) wieder 
befreit wird. Die Entschließung des Bundestages 
kann dies nicht sicherstellen und würde sich zum 
Nachteil des Bundesfernstraßenhaushaltes auswir- 
ken. 

Außerdem ist es nicht gerechtfertigt, den Gemeinde- 
pfennig für Zwecke des § 5 a Bundesfernstraßenge- 
setz in der vom Bundestag beschlossenen Fassung 
zu verwenden. Schon aufgrund des § 7 Abs. 2 des 
Gesetzes über die vermögensrechtlichen Verhält- 


nisse der Bundesautobahnen und sonstigen Bundes- 
straßen des Fernverkehrs vom 2. März 1951 — Bun- 
desgesetzbl. IS. 157 — konnte der Bund Zuschüsse 
oder Darlehen zum Bau oder Ausbau von Ortsdurch- 
j fahrten der Bundesstraßen und zum Bau oder Aus- 
I bau von Zubringerstraßen zu Bundesautobahnen aus 
allgemeinen Haushaltsmitteln gewähren. Diese Vor- 
schrift ist nur aus gesetzesökonomischen Gründen 
durch das Gesetz zur Änderung des Bundesfernstra- 
ßengesetzes vom 10. Juli 1961 — Bundesgesetzbl. I 
S. 877 — in § 5 a Abs, 1 Bundesfernstraßengesetz 
übernommen worden, wogegen § 5 a Abs, 2 Bundes- 
fernstraßengesetz, der die Zuwendungen des Bundes 
zum Bau oder Ausbau von Gemeinde- und Kreis- 
straßen regelt, die Zubringerstraßen zu Bundesstra- 
ßen in der Baulast des Bundes sind, auf das zweck- 
gebundene Mehraufkommen der Mineralölsteuer, 
nämlich den Gemeindepfennig, Bezug nimmt. Es ist 
angebracht, insoweit wieder eine reinliche Schei- 
dung herbeizuführen (vgl. den Antrag zu § 15). Da 
die Länder mit den ihnen vom Bund aufgrund des 
Artikels 104 a Abs. 4 des Grundgesetzes gewährten 
Finanzhilfen durch Zuwendungen u. a. auch den Bau 
oder Ausbau von innerörtlichen Hauptverkehrsstra- 
ßen und von verkehrswichtigen Zubringerstraßen 
zum überörtlichen Verkehrsnetz in der Baulast von 
Gemeinden, Landkreisen oder kommunalen Zusam- 
menschlüssen (§ 2 Abs. 1 Nr. 1 b) fördern können, 
muß ihnen dafür auch der für die Erhöhung der Zu- 
wendungen zum kommunalen Straßenbau geschaf- 
fene und bisher nur im Rahmen des § 5 a Bundes- 
fernstraßengesetz einsetzbare Gemeindepfennig zur 
Verfügung stehen. Die inhaltliche Aufrechterhaltung 
des § 5 a Abs. 2 Bundesfernstraßengesetz, die den 
Ländern jede Einflußnahme auf die Verwendung 
I des Gemeindepfennigs aus der Hand nehmen würde, 

I wäre im Hinblick auf Artikel 104 a Abs. 4 des Grund- 
gesetzes nicht mehr verfassungskonform. Im übrigen 
entspricht es dem Sinn und Zweck des Gemeindever- 
kehrsfinanzierungsgesetzes, daß das Finanzaufkom- 
men des Gemeindepfennigs, das nach der mittel- 
fristigen Finanzplanung in den nächsten Jahren 
bis auf 245 Millionen DM ansteigen dürfte, nunmehr 
auch zur Förderung von Vorhaben des öffentlichen 
Personennahverkehrs verwandt wird, weil damit 
insgesamt eine Verbesserung der Verkehrsverhält- 
nisse der Gemeinden erzielt wird. Der Deutsche 
Städtetag hat sich deshalb ebenfalls für die Verbin- 
dung des Gemeindepfennigs mit den nach Artikel 8 
§ 4 des Steueränderungsgesetzes zur Verfügung ge- 
stellten Mitteln ausgesprochen. 

Die Einbeziehung des Gemeindepfennigs in die För- 
derungsmittel ermöglicht eine Aufteilung der Fi- 
nanzmasse im Verhältnis 60 : 40 wie bisher, insoweit 
I besteht ein enger Zusammenhang mit Absatz 1. 

j Da die Finanzmasse größer wird, können auch die 
Vorhaben des öffentlichen Personennahverkehrs 
besser gefördert werden. Eine Änderung des bishe- 
rigen Aufteilungsverhältnisses würde sich jedoch 
zum Nachteil des kommunalen Straßenbaues aus- 
wirken, besonders in den ländlichen Gebieten, deren 
entsprechende Berücksichtigung auch der Bundestag 
wünscht. Gegenwärtig besteht im kommunalen 
Straßenbau noch ein erheblicher Nachholbedarf, 
dessen Erfüllung im übrigen auch dem nicht schie- 
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nengebundenen öffentlichen Personennahverkehr 
zugute kommt. Außerdem kann entsprechend dem 
Aufträge des Artikels 104 a Abs. 4 GG ein Ausgleich 
der unterschiedlichen Wirtschaftskraft nicht durch 
den Ausbau des öffentlichen Personennahverkehrs 
in den ohnehin schon entwickelten Gebieten, son- 
dern vor allem durch den Straßenbau in den benach- 
teiligten Bereichen gefördert werden. Die Beibehal- 
tung des Aufteilungsverhältnisses 60 : 40 wird über- 
einstimmend von sämtlichen kommunalen Spitzen- 
verbänden befürwortet, auch vom Deutschen Städte- 
tag, dessen Mitglieder zumeist an einer Förderung 
von Vorhaben des öffentlichen Personennahverkehrs 
interessiert sind. 

5. § 11 

In Absatz 1 ist Satz 2 wie folgt zu fassen: 

„Die §§ 2 bis 4, 10 Abs. 2, §§ 12 und 14 gelten sinn- 
gemäß." 

Begründung 

Folge der Streichung des § 9. 

6 . § 12 

a) Absatz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) Die für den Zivilschutz zuständige oberste 
Landesbehörde kann den Träger einer unter- 
irdischen Verkehrsanlage, die in das Programm 
nach § 6 Abs. 1 oder § 11 Abs. 2 aufgenommen 
ist, auffordern, in der Verkehrsanlage öffentliche 
Schutzräume einzurichten, wenn sich der Bund 
gleichzeitig verpflichtet, die beim Bau und Be- 
trieb entstehenden Mehrkosten zu tragen." 

Begründung 

Die Zuständigkeit des Bundesministers des In- 
nern begegnet verfassungspolitischen Bedenken, 
weil sie im Rahmen der Planung und baupolizei- 
lichen Behandlung unterirdischer Verkehrsanla- 
gen unnötig in die Verwaltungskompetenz der 
Länder eingreift. 

b) Absatz 4 ist zu streichen. 

Begründung 

Folge der Neufassung von Absatz 1. 


7 . § 15 

§ 15 ist wie folgt zu fassen: 

,§ 15 

Änderung des Bundesfernstraßengesetzes 

§ 5 a des Bundesfernstraßengesetzes in der Fas- 
sung vom 6. August 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1741), 
zuletzt geändert durch das Einführungsgesetz zum 
Gesetz über Ordnungswidrigkeiten vom 24. Mai 1968 
(Bundesgesetzbl. I S. 503), erhält folgende Fassung; 

»§ 5 a 

Zum Bau oder Ausbau von Ortsdurchfahrten im 
Zuge von Bundesstraßen und zum Bau oder Ausbau 
von Zubringerstraßen zu Bundesautobahnen kann 
der Bund Zuschüsse oder Darlehen gewähren, soweit 
die Maßnahmen nicht nach dem Gesetz über Finanz- 
hilfen des Bundes zur Verbesserung der Verkehrs- 
verhältnisse der Gemeinden vom (Bun- 

desgesetzbl. IS....) gefördert werden."' 

Begründung 

Der bisherige Absatz 1 des § 5 a Bundesfernstraßen- 
gesetz, der auf dem durch Artikel 6 Abs. 1 des Ge- 
setzes zur Änderung des Bundesfernstraßengesetzes 
vom 10. Juli 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 877) außer 
Kraft gesetzten § 7 Abs. 2 des Gesetzes über die 
vermögensrechtlichen Verhältnisse der Bundesauto- 
bahnen und sonstigen Bundesstraßen des Fernver- 
kehrs vom 2. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 157) 
beruht, soll entsprechend der schon zu § 10 gege- 
benen Begründung aufrechterhalten werden, um 
Zuwendungen aus Haushaltsmitteln des Bundes für 
die nicht in der Baulast des Bundes befindlichen 
Ortsdurchfahrten der Bundesstraßen sowie für Auto- 
bahnzubringer im Interesse des weiträumigen Ver- 
kehrs weiterhin zu ‘ermöglichen. Durch den Zusatz 
wird im Hinblick auf § 2 Abs. 1 Nr. 1 Buchstaben a 
und b eine Doppelförderung ausgeschlossen. Bei Ein- 
beziehung des Gemeindepfennigs in die Zweckbin- 
dung dieses Gesetzes gemäß § 10 Abs. 1 wird sicher- 
gestellt, daß hiervon entsprechend dem Willen des 
Bundestages keine Mittel mehr zur Förderung von 
Straßen in der Baulast der Länder oder für andere 
Zwecke abgezweigt werden können. 
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